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1 Plangebiet 

1.1 Größe und Abgrenzung des Plangebietes 

Die Gemeinde Hohenwestedt liegt im räumlichen Zentrum des Dreiecks Itzehoe, Neumünster und Rendsburg. 
Der räumliche Plangeltungsbereich liegt am westlichen Ortsrand von Hohenwestedt.  
 
Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen die im Eigentum der Leser GmbH & CO. KG befindlichen Flurstücke 
12/2, 13/2, 17/2, 18/2, 18/3, 13/12, 13/9 tlw., 27/9, 19/10 und 16/29 der Flur 2 in der Gemarkung Glüsing der 
Gemeinde Hohenwestedt, ca. 5,85 ha Größe. Zusätzlich werden Straßenflächen der B 77 in den 
Plangeltungsbereich einbezogen. 
 
�����•���W�o���v�P�����]���š���o�]���P�š���Á���•�š�o�]���Z�������Œ���c�/�š�Ì���Z�}���Œ���^�š�Œ���˜���^���~�����ó�ó�•�U���v�‚�Œ���o�]���Z�������Œ���À�}�Œ�Z���v�����v���v�����������µ�µ�v�P���]�u�������Œ���]���Z�������Œ��
�'���u���]�v�����•�š�Œ���˜�����c�'�o�º�•�]�v�P�^���µ�v��������r Anliegerstraße �c�>���•���Œ�l���u�‰�^�U���‚�•�š�o�]���Z�������•���<�o���Œ�Á���Œ�l�•�P���o���v�����•���µ�v�����•�º���o�]���Z�������•��
Umspannwerkes sowie östlich der offenen Landschaft.  
 
Die Lage im Raum und die Abgrenzung des Plangebietes sind der Abbildung 1 zu entnehmen.  
 

Abbildung 1: Lage des Plangebietes im Raum 

1.2 Bebauung und Nutzung im Bestand 

Der Geltungsbereich unterliegt der betrieblichen Nutzung der Firma Leser. Der Betrieb grenzt nördlich an das 
Fließgewässer Barmbek sowie an landwirtschaftliche und gemischte Nutzungen an. Südlich des Plangebiets liegt 
das Wohngebiet Glüsing. Im Westen befinden sich die Versorgungsanlagen des örtlichen Klärwerks sowie 
landwirtschaftliche Nutzflächen. 
Direkt nördlich grenzt der Geltungsbereich des B-Plans Nr. 58 an. 
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Abbildung 2: Auszug aus dem Luftbild mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs (DANord; Luftbild) 

1.3 Verkehrssituation 

Das Plangebiet liegt am südwestlichen Ortsrand von Hohenwestedt. Hohenwestedt ist verkehrlich durch die 
Lage an der Bundesstraße B 77 (Nord-Süd-Verbindung) und der Bundesstraße B 430 (Ost-West-Verbindung) gut 
angebunden. Das Plangebiet wird direkt über die Itzehoer Straße (B 77) erschlossen. Eine weitere Erschließung 
wird über das Plangebiet des B-Plans Nr. 58 von Norden her möglich sein.  

1.4 Technische Infrastruktur 

Die technische Infrastruktur ist im Plangebiet bereits vorhanden. 

1.5 Altlasten und altlastverdächtige Flächen 

In den übergeordneten Planungen, wie Regional- und Kreisplanungen sowie auf Ebene der 
Flächennutzungsplanung, sind keine Aussagen und Hinweise zu Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen (im 
Sinne von § 2 Abs. 5 und 6 Bundesbodenschutzgesetz �t BBodSchG) gemacht worden. Handlungsbedarf ist daher 
nicht gegeben. 

2 Planerische Vorgaben 

2.1 Landesentwicklungsplanung 2021 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) Schleswig-Holstein ist Grundlage für die räumliche Entwicklung des Landes 
Schleswig-Holstein. Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen sowie deren Grundsätze abzuwägen.  
 
Die Gemeinde Hohenwestedt liegt im ländlichen Raum. Die Gemeinde ist als Unterzentrum mit Anbindung an 
die Bundesstraßen B 430 und B 77 sowie die Lage an der Bahnstrecke Neumünster �t Heide �t Büsum 
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ausgewiesen. Die Unterzentren sind eine Einstufung des Zentralörtlichen Systems, das wiederum die 
Schwerpunkte für Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen sowie für bauliche und gewerbliche Entwicklung 
darstellt. Unterzentren dienen der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des qualifizierten Grundbedarfs 
(LEP 2021, Kap. 3.1.3). 
 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem LEP (Stand 2021) 

2.2 Regionalplan Planungsraum III (Fortschreibung 2000) 

Die Grundsätze der Landesentwicklungsplanung werden in teilräumlichen Regionalplänen (RP) konkretisiert. In 
Schleswig-Holstein werden alle Regionalpläne neu aufgestellt, so dass es statt fünf Regionalplänen für das Land 
Schleswig-Holstein künftig nur noch drei Planungsräume geben wird. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde gehört 
zum neuen Planungsraum II. Maßgebend für die regionalplanerischen Vorgaben ist noch der Regionalplan für 
den Planungsraum III (Fortschreibung 2000). Die Gemeinde ist ein Unterzentrum, umgeben von einem baulich 
zusammenhängenden Gebiet und liegt in einem Vorranggebiet für den Grundwasserschutz. 
 
Im Regionalplan wird die Bedeutung der ländlichen Räume und der Versorgungszentren näher beschrieben. Die 
�'���u���]�v������ �,�}�Z���v�Á���•�š�����š�� �]�•�š�� ���o�•�� �h�v�š���Œ�Ì���v�š�Œ�µ�u�� �Ì�µ�� �•�š���Œ�l���v�X�� ���������]�� �•�}�o�o�� ���]���� ���v�š�Á�]���l�o�µ�v�P�� �c���µ�Œ���Z�� ���]�v����
vorausschauende Bodenvorratspolitik, durch eine der künftigen Entwicklung angepasste Ausweisung von 
Wohnungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen sowie durch die Bereitstellung entsprechender 
Versorgungs- und Infrastruktur���]�v�Œ�]���Z�š�µ�v�P���v�� �P���Œ�����Z�š�^�� �~�Z�W�� �î�ì�ì�î�U�� �<���‰�X�� �ò�X�í�•�� ���Œ�(�º�o�o�š�� �Á���Œ�����v�X�� �� �����Œ�� �E���Z�����Œ���]���Z��
Hohenwestedt ist aufgrund seiner guten Verkehrsanbindung im Hinblick auf eine Verbesserung des 
Arbeitsplatzangebotes zu stärken. Im Hinblick auf den Tourismus sind die Landschaften zu pflegen, insbesondere 
der Naturpark Aukrug und die Niederungsflächen der Buckener Au. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Regionalplan III (Stand 2000) 

2.3 Flächennutzungsplan 

Der F-Plan der Gemeinde Hohenwestedt stellt die aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung basierte 
Art der Bodennutzung dar, die den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde für das gesamte 
Gemeindegebiet in den Grundzügen entspricht.  
 
Die Aufstellung des F-Plans ist am 25.09.2001 mit dem Az. IV 645-512.111-58.77 vom Innenministerium mit 
Auflagen und zwei Ausklammerungen genehmigt worden. Die Genehmigung wurde am 28.02.2002 ortsüblich 
im Hohenwestedter Anzeiger bekannt gemacht. Anschließend folgte eine Teilgenehmigung von der in der ersten 
Genehmigung ausgenommenen Bereichen. Die Teilgenehmigung wurde am 27.06.2002 ortsüblich im 
Hohenwestedter Anzeiger bekannt gemacht, so dass der F-Plan am 28.06.2002 rechtskräftig wurde.  
Für die Aufstellung des Ursprungsplans des B-Plans Nr. 43 erfolgte die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes, 
welche am 11.04.2013 rechtswirksam wurde. Damit erfolgte eine Umwidmung vom Gewerbegebiet zu einem 
�^�}�v�•�š�]�P���v���^�}�v�����Œ�P�����]���š���P���u�X���‘���í�í�������µ�E�s�K���u�]�š�������Œ���•�Á�����l�����•�š�]�u�u�µ�v�P���c�D���š���o�o���À���Œ���Œ�����]�š���v�����Œ�������š�Œ�]�����^. Die 2. 
Änderung verändert nicht die Art der Bodennutzung, so dass es keiner weiteren Änderung des F-Plans bedarf. 
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Abbildung 5: Planzeichnung zur 4. Änderung des F-Plans 

2.4 Landschaftsplan 

Die Gemeinde Hohenwestedt verfügt über einen Landschaftsplan aus dem Jahr 2001. Mittlerweile ist das Gebiet 
großenteils bebaut, so dass die Angaben des Landschaftsplans veraltet sind. Im Bestandsplan wurden zahlreiche 
Knickstrukturen im und um den Geltungsbereich ausgewiesen, wobei die Flächen in einem Raum mit hoher 
Knicknetzdichte lagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan (2001) mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs 
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Im Entwicklungsteil des Landschaftsplans ist der Großteil der Flächen für eine kurz- bis mittelfristige Siedlungs-
entwicklung vorgesehen. Am Nordrand entlang der ehemaligen Barmbek wird der Erhalt einer 
Grünverbindungen dargestellt mit einer fuß- und radläufigen Erschließung. Weitere planungsrelevanten 
Aussagen sind im Landschaftsplan der Gemeinde Hohenwestedt für den Planungsbereich nicht enthalten. 

3 Planaufstellung 

3.1 Erfordernis und Ziel der Planaufstellung 

Anlass für die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 43 ist das Ansinnen des Unternehmens LESER, eine 2. und 
3. Produktionshalle auf dem für die Betriebserweiterung vorgesehenen westlichen Teil des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes sowie nördlich des Bestandsgebäudes einen bisher noch in den Produktionsbereich 
integrierten neuen Bürotrakt zu errichten. 
Die Firma LESER GmbH & Co.KG plant somit aufgrund der Firmenerweiterung mit veränderter 
Verkehrserschließung sowie des erweiterten Produktionsbereichsbedarfes und des separierten Bürotraktes 
eine Nachverdichtung auf den Flächen des B-Plans Nr. 43.  
Die Firma LESER GmbH stellt mit ihrem Sitz in Hohenwestedt den größten Fertigungsstandort Europas dar und 
ist mit ca. 500 Mitarbeitenden ein bedeutender Arbeitgeber Hohenwestedts.  
Die hier produzierten Sicherheitsventile werden in vielen sehr unterschiedlichen Branchen benötigt, z. B. in der 
Chemie-, Pharma- und Lebensmittelindustrie sowie in der Klimatechnik. 
Der derzeitige Betriebsstandort wird um einen Logistik Campus mit dazugehörigem Parkplatz für Mitarbeitende 
durch den nördlich direkt angrenzenden Bebauungsplan Nr. 58 erweitert werden. Die gewerbliche Nutzung der 
Firma wird so künftig gestärkt werden und zu einer Arbeitsplatzsteigerung von ca. 60 Mitarbeitenden führen.  
 
Aufgrund des geplanten Neubaus eines Logistik Campus und der damit verbundenen Arbeitsplatzsteigerung 
sowie des gesteigerten Produktionsbedarfes ist das Ziel, den derzeit in den Produktionsbereich integrierten 
Bürotrakt durch den Neubau eines neuen Bürogebäudes auszugliedern. So können innerhalb der bereits 
bestehenden baulichen Anlagen die Produktionsbereiche ergänzend erweitert werden. 
 
Zur Realisierung des Vorhabens ist mit der 2. Änderung eine Baufeldanpassung im gesamten sonstigen 
Sondergebiet (SO) erforderlich. Die Baugrenzen müssen nach Norden, Westen und Süden erweitert werden.  
Die bisherigen Nutzungsgrenzen innerhalb der Flächen des sonstigen Sondergebiets im B-Plan 43 werden mit 
der 2. Änderung klargestellt. Das Plangebiet wird nun durch eine einzige Nutzungsgrenze in einen östlichen und 
einen westlichen Bereich geteilt.  
Im östlichen Bereich ist eine Erhöhung der maximal zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 auf 0,9 sowie 
der maximal zulässigen Gebäudehöhe von 52,00 m DHHN auf 56,00 m DHHN erforderlich. 
Im westlichen Bereich werden die maximal zulässige GRZ von 0,8 und Gebäudehöhe von 52,00 m DHHN 
beibehalten.  
 
Aufgrund der neuen Situation durch den künftig angrenzenden Logistik Campus wird die Verkehrsführung 
angepasst und der im Ursprungsbebauungsplan ausgewiesene Bedarf an Stellplätzen reduziert. So kann anstelle 
der derzeitigen Nutzung durch Stellplätze eine Nachverdichtung in Form eines Bürogebäudes erfolgen. 
 
Die Planänderung ermöglicht innerhalb der bereits bestehenden Bauflächen des ausgewiesenen sonstigen 
Sondergebietes (SO) durch die Erweiterung der Baugrenzen eine Nutzungsoptimierung.  Mit der Errichtung 
einer 2. und 3. Produktionshalle sowie eines gesonderten Gebäudes für Büro- und Office Räume des Betriebes 
wird die dem Ursprungsplan insgesamt zugrunde liegende planerische Konzeption nicht verändert. Für den 
Betrieb wird die Ausnutzung der bestehenden Betriebsanlagen durch die zugelassene Änderung der räumlichen 
Verteilungen im Betriebsgefüge modifiziert und verbessert. 
Die Gemeinde Hohenwestedt sieht die vorgenannt beschriebene Notwendigkeit der Erweiterungen und 
Anpassungen auf den Flächen des B-Plans Nr. 43 und unterstützt die Erreichung des Zielbilds Lesers mit der 
Durchführung der dadurch erforderlich gewordenen 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 �cSondergebiet westlich der 
�/�š�Ì���Z�}���Œ���^�š�Œ���˜���^. 
Die Gemeinde schafft mit der Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 43 die planungsrechtlichen 
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Voraussetzungen für die Umsetzung des Vorhabens. Die Gemeindevertretung hat am 04.10.2022 den 
Aufstellungsbeschluss für die 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 gefasst.  

3.2 Planverfahren 

Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB)  

Es handelt sich bei der 2. Änderung, um eine mit dem Bebauungsplan Nr. 43 beplante Ortslage.  
Die 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 beinhaltet eine Nachverdichtung der bestehenden Flächen des 
Grundstückseigentümers. 
Das Bauleitplanverfahren zur 2. Änderung soll demnach als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13 a 
BauGB durchgeführt werden.  

Die zulässige Grundfläche liegt im Bereich von 20.000 bis 70.000 m² nach § 13 a Abs. 2 BauGB. Der 
Bebauungsplan bereitet keine Vorhaben vor, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 
Landesrecht unterliegen. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 
7 b BauGB genannten Schutzgüter (Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und europäische 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)) (siehe hierzu Kap. 5 
�c�h�u�Á���o�š�����o���v�P���^�•�X Zu berücksichtigen ist hierbei zusätzlich, dass es sich um die 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 
handelt und im Rahmen des Ursprungsplans und der 1. Änderung umfassende Umweltprüfungen durchgeführt 
wurden. Die 2. Änderung beinhaltet keine Änderungen der Flächen oder der Art der baulichen Nutzung, im 
Wesentlichen werden die Baugrenzen erweitert und die Gebäudehöhe im SO 1 erhöht. 

Die vorgenannten Voraussetzungen begründen die Anwendung eines beschleunigten Verfahrens als B-Plan der 
Innenentwicklung. Der B-Plan wird gemäß § 13 a (1) Nr. 2 BauGB aufgestellt. Von der frühzeitigen Unterrichtung 
und Erörterung nach § 4 (1) BauGB wird gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB abgesehen.  
Die 2. Änderung umfasst eine Änderung der Festsetzungen in Text (Teil B) der Satzung und Ergänzungen der 
zeichnerischen Festsetzungen Planzeichnung (Teil A) des Ursprungsplanes. Die Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. �ð�ï�� �c�^�}�v�����Œ�P�����]���š westlich Itzehoer �^�š�Œ���˜���^ ist am 27.05.2013 in Kraft getreten. Die 1. 
wirksame Änderung ist am 29.10.2022 in Kraft getreten. 
Für die 2. Änderung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 43 gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S. (634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184), 
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Ursprungsplan B-Plan Nr. 43 
 

 

Abbildung 7: Auszug aus dem wirksamen Ursprungsplan B-Plan Nr. 43 
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1. Änderung des B-Plans Nr. 43 
 

Abbildung 8: Auszug aus der rechtskräftigen 1. Änderung des B-Plans Nr. 43 
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Angrenzende rechtskräftige B-Pläne 

B-Plan Nr. 49 

Südlich grenzt der B-�W�o���v���E�Œ�X���ð�õ���c�E�‚�Œ���o�]���Z���'�o�º�•�]�v�P�^�������Œ���'���u���]�v�������,�}�Z���v�Á���•�š�����š�����v�U���Á���o���Z���Œ���v�����Z���‘���ò�������µ�E�s�K��
Mischgebiet ausweist. Es entsteht keine Überschneidung.  
 

 
Abbildung 9: B-Plan Nr. 49 der Gemeinde Hohenwestedt, südlich angrenzend an das Plangebiet 

 
B-Plan Nr. 58 

Der B-Pl���v�� �E�Œ�X�� �ñ�ô�� �c�Y�µ���Œ�š�]���Œ�•���v�š�Á�]���l�o�µ�v�P�� �Á���•�š�o�]���Z�� �����Œ�� �/�š�Ì���Z�}���Œ�� �^�š�Œ���˜���^��grenzt nördlich direkt an den 
Geltungsbereich des B-Plans 43 an. Die Inhalte seiner Planung stehen in engem Zusammenhang mit der 2. 
Änderung des B-Plans Nr. 43, da hier ebenfalls Erweiterungsmöglichkeiten (Logistik-Campus) für die Firma Leser 
geschaffen wurden.  
 
Im weiteren nördlichen Verlauf des Geltungsbereichs weist der B-Plan 58 Wohn- und Mischgebetsnutzung aus. 
Eines der festgesetzten Mischgebiete bietet die Möglichkeit zum Ausbau und somit zur Nachverdichtung für das 
Grundstück der Hohenwestedter Werkstätten. 
Mittels zweier Überquerungen über die Barmbek, wird das Plangebiet des B-Plans Nr. 58 mit dem Plangebiet 
des B-Plans Nr. 43 verkehrlich verbunden. Es entstehen keine Überschneidungen. 
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Abbildung 10: Auszug aus dem B-�W�o���v���E�Œ�X���ñ�ô���c�c�Y�µ���Œ�š�]���Œ�•���v�š�Á�]���l�o�µ�v�P���Á���•�š�o�]���Z�������Œ���/�š�Ì���Z�}���Œ��� �̂š�Œ��� �̃�� �̂��~� �̂š���v����April 2024) 
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B-Plan Nr. 65 �t Befindet sich in Aufstellung   

Westlich des Plangebiets befinde�š�� �•�]���Z�� �����Œ�� ���������µ�µ�v�P�•�‰�o���v�� �E�Œ�X�� �ò�ñ�� �c�,���Œ�•�š���o�o�µ�v�P�� �À�}�v�� ���v���Œ�P�]���v�� �t 
�,�}�o�Ì�l�}�Z�o���l�Œ���(�š�Á���Œ�l�� �•�º���o�]���Z�� �����Œ�� �<�o���Œ���v�o���P���^�� �]�v�� ���µ�(�•�š���o�o�µ�v�P�U��welcher ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 
BauNVO vorsieht. Es entstehen keine Überschneidungen.  
 

 
 

Abbildung 11: Ausschnitt aus dem in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 65 "Herstellung von Energien - Holzkraftwerk südlich der 
Kläranlage" (Stand: Januar 2024) 

3.3 Rahmenbedingungen und städtebauliche Konzeption 

Mit der Planung wird dem Ansinnen der Firma LESER GmbH ihr Unternehmen auf dem Grundstück Itzehoer 
Straße 63-65 um einen ca. 1.200 m² Büroneubau (siehe 2. Bauabschnitt) zu erweitern sowie der Realisierung 
einer 2. und 3. Produktionshalle entsprochen. Zu diesem Zweck wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) 
ausgewiesen. Der neue Bürotrakt ist im Bereich des SO 1 und die geplanten Produktionshallen im Bereich des 
SO 2 vorgesehen. 

Der Neubau des Bürogebäudes im SO 1 wird mit drei Vollgeschossen und einer Gebäudehöhe von ca. 56 m über 
DHHN (Deutsches Haupthöhennetz) geplant. Dies entspricht einer wahrnehmbaren Höhe von ca. 14 m. Das SO 
1 ist durch eine Nutzungsgrenze von Ost nach West in 2 Bereiche unterteilt, um im südlichen Bereich eine 
geringere maximal zulässige Gebäudehöhe von 52 m über DHHN festsetzen zu können. Hier grenzt das SO 1 an 
bestehende Bebauung und wird daher mit einer geringeren Gebäudehöhe festgesetzt. Es wird eine maximal 
zulässige Grundflächenzahl von 0,9 festgelegt. 
Das Bürogebäude ist nördlich der heutigen Zerspannungshalle (Halle 10) auf den Flurstücken 13/2, 12/2, 13/2, 
17/2 und 16/29 geplant. 
Um die Neubauten realisieren zu können, ist eine geänderte Verkehrsführung als auch die Reduzierung der 
vorhandenen Stellplatzflächen notwendig (s. Abb. 13). Dies erfolgt in Abstimmung mit dem in Planung 
befindlichen Bebauungsplan Nr. 58, welcher eine Überquerung für Fahrzeuge und eine fußläufige sowie eine 
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große Stellplatzanlage für Mitarbeitende vorsieht. Die Nutzung des neuen Bürogebäudes beinhaltet den 
Eingangsbereich der Firma, Büroarbeitsplätze, Besprechungsräume sowie eine Kantine, Umkleidebereiche und 
TGA-Bereiche. 

Die geplanten Produktionshallen befinden sich im Bereich des SO 2. Für das SO 2 sind drei Vollgeschosse und 
eine Gebäudehöhe von ca. 52 m über DHHN (Deutsches Haupthöhennetz) zulässig. Dies entspricht einer 
wahrnehmbaren Höhe von ca. 17 m. Es wird eine maximal zulässige Grundflächenzahl von 0,8 festgelegt. 

Die bestehenden Knicks am nordwestlichen, westlichen und südwestlichen Randbereich des Plangebiets sowie 
die Überhälter und bestehenden Einzelbäume werden übernommen, geschützt und in die Planung integriert. 
Es bedarf der Korrektur der südlich der Stellplatzanlage als zu erhalten festgesetzten 6 Bestandsbäume. Diese 
sind mittlerweile nicht mehr vorhanden und müssen ausgeglichen werden. 
 
Für die 2. Änderung des B-Planes Nr. 43 sollen demnach folgende Planungen realisiert werden: 
 

�x Sonstiges Sondergebiet (SO) aufgeteilt in SO 1 und SO 2  
�x Stellplatzflächen (St) 
�x Bestehende Knicks und Bäume zu schützen und zu erhalten 

 

3.3.1 Projektbeschreibung und Gestaltungskonzept - GRS Reimer Architekten GmbH 

Gestaltungskonzept 

Bei der Fassadengestaltung der Produktionsgebäude und weiteren Bauabschnitte soll Bezug auf die Gliederung 
der Fassaden der letzten Erweiterungen genommen werden. So sollen die Fassaden weiterhin mit 
Fensterbändern gegliedert werden, die sich farblich an den vorhandenen Fenstern orientieren. Geschlossene 
Bereich der Fassaden werden analog zum Bestand einen hellen Farbton erhalten. Außerdem werden einige 
ausgewählte Gebäudebereiche mit einem Bild aus quadratischen Flächen akzentuiert um z.B. 
Eingangssituationen zu betonen. 
 
Im Bereich der Attika schließen die Gebäude entsprechend den vorhandenen Hallen mit einem roten Farbband 
ab, dass farblich dem Logo der Firma LESER entlehnt ist. 
  
Notwendige Türen und Tore werden analog zum Bestand im Farbton der Fensterprofile beschichtet. 
 
Konstruktives Konzept 

Konstruktiv orientieren sich zukünftige Bauabschnitte an den bereits errichteten Hallen, d. h. die Hallen erhalten 
oberirdisch eine Tragkonstruktion aus eingespannten Stützen und weiterspannen-den Dachbindern. 
Unterirdische Bereiche werden dagegen aus Ortbeton mit aussteifenden Massiv-Deckenplatten erstellt. 
Großflächige Trennwände werden vorzugsweise aus massiven Fertigteilen errichtet. Alle anderen aussteifenden 
oder tragenden Trennwände werden gemauert. Nicht tragende Trennwände werden dagegen überwiegend als 
Leichtbaukonstruktion ausgeführt.  
Die Fassaden erhalten analog zu den bestehenden Bauwerken bis mindestens zur Fensterebene massive 
hellgestrichene massive Fertigteile. Oberhalb der Fenster schließen dann hell beschichtete Paneele an, die im 
Bereich der Attika farblich akzentuiert werden. 
Das Dach wird von Fertigteilbindern getragen und aus Trapezblechen mit einer mineralischen Dämmung 
konstruiert. Die Trapezbleche erhalten zusätzlich eine Lochung und eine Einlage mit kaschierten 
Mineralfaserplatten, so dass die Trapezbleche eine schalldämpfende Funktion übernehmen können. Die 
Abdichtung erfolgt mit Folien, die die Anforderung an eine harte Bedachung erfüllen.  
Zur Herstellung von Brandabschnitten werden entweder Trennwände gemäß der IndBauRL über die 
Dachabdichtungsebene geführt oder bereichsweise nicht brennbare, massive Dachkonstruktion gemäß der 
jeweils gültigen LBO ausgebildet. 
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Fassaden und Material 

Die Fassaden erhalten bis zum Fensterband der Produktionsebene analog zu den angrenzenden, bestehenden 
Gebäuden großflächige Fertigteile aus Beton-Sandwich-Elementen, die entsprechend dem Bestand in einem 
hellen, weißgrauen Farbton gestrichen werden. Oberhalb der Fensterbänder werden die Fassaden analog zum 
Bestand aus vertikal angeordneten Metallpaneelen gefertigt, die im Farbton der unteren Ebenen werkseitig 
beschichtet werden sollen. Die strukturierenden Fenster werden thermisch getrennte Metallprofile erhalten 
und entsprechend dem Bestand einen blauen Farbton aufweisen. Erforderliche Türen werden ebenfalls aus 
Metall hergestellt werden und farblich entweder an die Fensterprofile oder bei untergeordneten Funktionen 
farblich an die Sandwich Elemente angepasst. 
 
Haustechnik 

Die haustechnischen Installationen befinden sich entsprechend den bestehenden Gebäuden über-wiegend 
innerhalb der Gebäude. Einige Bauteile müssen sich aufgrund ihrer Funktion im Außenbereich befinden. So 
werden auch auf weiteren Bauabschnitten z. B. Lüftungsgeräte wieder auf den Dachflächen errichtet werden 
müssen. Diese Geräte werden analog zum Bestand aus überwiegend verzinkten Blechen gefertigt werden und 
dem geschuldeten Lärmschutz einhalten. 
 
Außerdem werden die Dachflächen eine Photovoltaikanlage erhalten, deren Oberflächen so ausgerichtet 
werden, dass die keine Sonnenstrahlen auf umliegende Fassaden reflektieren. 
 
Gesamtes Zielkonzept 

Das gesamte Zielkonzept der Firma Leser, sowie die Planung des Büroneubaus und die weiteren Bauabschnitte 
sind den nachfolgenden Abbildungen zu entnehmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



�î�X���	�v�����Œ�µ�v�P�������•�����������µ�µ�v�P�•�‰�o���v���•���E�Œ�X���ð�ï���c�^�}�v�����Œ�P�����]���š���Á���•�š�o�]���Z�������Œ���/�š�Ì���Z�}���Œ���^�š�Œ���˜���^���t Begründung  20 

 

   

 

Abbildung 12: Quartiersplan der Firma Leser für die 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 (GRS Reimer Architekten GmbH) 

 
 
 

Abbildung 13: Firma Leser - geplanter Neubau Bürogebäude, 2. Bauabschnitt (GRS Reimer Architekten GmbH)
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4 Inhalte des Bauleitplans 
Der (Ursprungs)Bebauungsplan Nr. 43 -Sondergebiet westlich der Itzehoer Straße- ist am 27.05.2013 in 
Kraft getreten.  
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 43 -Sondergebiet westlich der Itzehoer Straße- mit der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die Begründung wurde von der Gemeindevertretung 
Hohenwestedt in der Sitzung am 04.10.2022 als Satzung beschlossen. Die 1. wirksame Änderung ist am 
29.10.2022 in Kraft getreten. 
 
Alle textlichen Festsetzungen, die in den vorgenannten Bauleitplanverfahren getroffen wurden und die 
die Inhalte der 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 nicht betreffen, bleiben bestehen. 

4.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 43 werden die Festsetzungen und Ausweisungen des 
Ursprungsplanes sowie der 1. Änderung des B-Plans wie folgt geändert: 
 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) 

Sonstiges Sondergebiet (SO) - SO 1 und SO 2 

Innerhalb der gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO festgesetzten 'Sonstigen Sondergebiete', (SO), mit der 
Zweckbestimmung "Metall verarbeitender Betrieb" sind folgende Nutzungen zulässig: 
 

�x Produktionshallen z.T. mit eingestellten Räumen für produktionsnahe Tätigkeiten (2. und 3. 
Produktionshalle der Fa. Leser) 

�x Bürotrakt mit Büroarbeitsplätzen und Besprechungsräumen 
�x Kantine, Umkleidebereiche 
�x Technische Gebäudeausrüstung, (TGA)-Bereiche 

 
Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16, 18, 19 und 20 BauNVO) 

Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 Abs. 4 BauNVO) 

Um die Nachverdichtung innerhalb des Bestandsgeländes der Firma Leser zu ermöglichen, wird das Maß 
der baulichen Nutzung im Bereich des SO 1 mit einer GRZ von 0,9 festgesetzt.  
 
Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 4 Punkt 1 und 2 kann im Einzelfall von der Einhaltung der Orientierungswerte 
für Obergrenzen, welche für Sonstige Sondergebiete eine GRZ von 0,8 beinhaltet, abgesehen werden.  
Zum einen unter Punkt 1 -bei Überschreitungen mit �cgeringfügigen Auswirkungen auf die natürlichen 
Funktionen des Bodens� -̂. 
Dies trifft für den Bereich des SO 1 eindeutig zu. Die Flächen sind bereits im Bestand zur Auslastung 
einer GRZ von 0,8 bebaut und die restlichen unbebauten Bereiche des Grundstücks durch die Nutzung 
der Verkehrs- und Parkplatzflächen sowie sonstigen Wegeverbindungen versiegelt. Eine 
Beeinträchtigung der bestehenden natürlichen Funktionen des Bodens im SO 1 ist somit nicht zu 
erwarten (siehe hierzu auch �<���‰�X���ð�X�ï���c�h�u�Á���o�š�����o���v�P���^�•. 
 
Zum anderen unter Punkt 2, wenn -die Einhaltung der Grenzen zu einer wesentlichen Erschwerung der 
zweckentsprechenden Grundstücksnutzung führen würde-.  
Die Fa. Leser benötigt als bestehender metallverarbeitender Betrieb und als ein wichtiger Arbeitgeber 
an diesem Standort (siehe Kap. 3) die vorgenannten Erweiterungen und Anpassungen. Der bereits 
bestehende Zweck der Grundstücksnutzung als Betriebsgelände der Fa. Leser soll mit der Erhöhung der 
GRZ auf 0,9 erhalten und gesichert werden. 
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Aufgrund der vorgenannten Aspekte wird die Überschreitung der Kappungsgrenze der GRZ von 0,8 auf 
0,9 nach § 19 Abs. 4 Satz 4 Punkt 1 und 2 BauGB für dieses Vorhaben ausnahmsweise als zulässig 
erachtet. 

Im Bereich des SO 2, in welchem die Produktionshallen vorgesehen sind, wird eine GRZ von 0,8 zu 
Grunde gelegt. 
 
Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO) 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt, wodurch die gesetzlich 
vorgeschriebenen Abstände zu den Grundstücksgrenzen eingehalten werden. An die Baugrenzen kann, 
muss aber nicht zwingend gebaut werden. Eine Unterschreitung ist möglich.  
 
Die festgesetzten Baugrenzen dürfen unter Beachtung der Abstandsflächen nach der LBO und den 
Festsetzungen zum Knickschutz ausnahmsweise für die Errichtung von vertikalen, Gebäude gliedernden 
Elementen (wie Treppenhäuser, usw.) und für die Errichtung von offenen Vordächern oder 
Überdachungen zum Schutz der Eingangsbereiche und der sonstigen Anlieferungs- und 
Bewegungszonen bis zu einer Tiefe von 3,0 m überschritten werden und sind als bauliche Anlage nicht 
auf die festgesetzte GRZ anzurechnen.  
 
Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) und Anzahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

Sonstige Sondergebiete (SO) �t SO 1 
Das SO 1 ist durch eine Nutzungsgrenze von Ost nach West in 2 Bereiche unterteilt, um 2 
unterschiedliche maximal zulässige Gebäudehöhen festzusetzten.  
Im nördlichen Bereich ist die max. zulässige Gebäudehöhe auf 56,00 m nach dem deutschen 
Haupthöhennetz (DHHN) festgesetzt, um die Nutzung des geplanten Bürotrakts sicherzustellen.  
Im südlichen Bereich ist die max. zulässige Gebäudehöhe auf 52,00 m nach dem deutschen 
Haupthöhennetz (DHHN) festgesetzt. Hier wird eine geringere Gebäudehöhe vorgesehen, um die 
südlich angrenzende bestehende bauliche Nutzung weniger zu beeinträchtigen. 

Sonstige Sondergebiete (SO) �t SO 2 
Innerhalb des SO 2 ist eine max. zulässige Gebäudehöhe auf 52,00 m nach dem deutschen 
Haupthöhennetz (DHHN) festgesetzt, um die Nutzung der 2 geplanten Produktionshallen an dieser 
Stelle zu ermöglichen. 

In beiden SO-Gebieten ist eine Geschossigkeit von max. 3 Vollgeschossen festgesetzt. 
 
Höhe baulicher Anlagen - Bereich Richtfunktrasse - Ericsson/Deutsche Telekom 
In einem Abstand von 25 m zu jeder Seite der Richtfunktrasse ist eine maximale Bauhöhe von 73 m 
einzuhalten. Die für die Planung vorgesehenen Gebäudehöhen unterschreiten diese Werte umfassend. 
 
Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 
Gashochdruckleitung (SHNG Transportnetz Gas Leitungseinweisung GmbH) (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Die in der Planzeichnung entsprechend schraffierten Schutzbereiche zu jeder Seite der nachrichtlich 
übernommenen Gas Hochdruckleitung der SH Netz sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. Bei 
Umsetzung der hier geplanten Stellplatzanlage hat sich der Grundstückseigentümer mit der SH-Netz 
Gas Hochdruckleitung in Verbindung zu setzen, um die Sicherheit und den Schutz der Gas 
Hochdruckleitung in Anwesenheit eines Mitarbeiters der Gas Hochdruckleitung SH Netz zu 
gewährleisten. 
 
Versickerung von Niederschlagswasser auf Baugrundstücken (§ 9 Abs.1 Nr. 14 und 16 BauGB) i.V.m. 
Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 
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Das anfallende Oberflächenwasser der im Plangebiet vorhandenen Bebauung und der Verkehrsflächen 
wird bereits fachgerecht abgeleitet und ist unverändert beizubehalten. 
Das anfallende Oberflächenwasser im Bereich der geplanten baulichen Erweiterungen zur 
Gewerbeentwicklung ist ebenfalls abzuleiten (vorhandene Bodenstruktur lässt nichts anderes zu).  
Die Entwässerungseinrichtungen sind oberflächlich in Form von Transportmulden oder vergleichbaren 
Installationen auszuführen.  
Die Einleitung ist im Zuge der Genehmigungsplanung mit der zuständigen Behörde abzustimmen.  
Jegliche verbleibenden Grünflächen oder unversiegelte Bereiche im Plangebiet sind nach Möglichkeit 
als Überflutungsflächen / Mulden zum Schutz vor Überflutungen auszuführen. 

Aufgrund der vorhandenen Bodenverhältnisse ist eine Versickerung nicht möglich.  
 
Die Entwässerungseinrichtungen werden vorgegeben, damit die mögliche Verdunstungsfläche erhöht 
wird und Volumen für den Überflutungsschutz realisiert werden. Die vorgenannten Festsetzungen 
werden getroffen, um die schadlose Versickerung von Niederschlagswasser zu gewährleisten. 
 
Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

�/�u���W�o���v�P�����]���š���]�•�š�����]�v�����&�o�����Z�����(�º�Œ���E�������v���v�o���P���v���u�]�š�������Œ���•�Á�����l�����•�š�]�u�u�µ�v�P���c�^�š���o�o�‰�o���š�Ì���^���(���•�š�P���•���š�Ì�š�X�����]����
Flächen für Nebenanlagen wurden im Vergleich zur Ursprungsplanung insgesamt reduziert, im 
westlichen Bereich jedoch etwas erweitert. Die Fläche beinhaltet eine Kapazität für ca. 70 Stellplätze.  
 
Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
und b BauGB) 

Anpflanzung Einzelbäume § 9 (1) Nr. 25a BauGB  

Im Ursprungsplan B-Plan Nr. 43 ist die zur Kompensation vorgesehene Pflanzung von 6 Bäumen 
innerhalb der Fläche vor dem Bestandsgebäude festgesetzt.  

Diese Festsetzung kann in der 2. Änderung aufgrund der geplanten Stellplatzanlage nicht erfolgen. Ein 
entsprechender Ausgleich muss festgelegt werden. 

Es sind daher mind. 6 Einzelbäume als Ausgleich für die durch die Planung nicht realisierbaren 6 
Straßenbegleitenden Laubbäume zu pflanzen.  
 
Die Ersatzpflanzungen werden wie folgt festgesetzt: 

�x In der vorhandenen Baumreihe am Nordrand des Plangebietes werden 2 der Bäume in die 
dortige Lücke bzw. an den östlichen Beginn gesetzt (siehe Planzeichnung). 

�x Die weiteren 4 Bäume sind im nördlich angrenzenden B-Plangebiet Nr. 58 in die dortige 
Grünfläche am Südrand von Teilgebiet 1 im Bereich der geplanten östlichen Überführung zu 
pflanzen (siehe nachfolgende Abbildung, Flurstück 11/1). 

Artenliste:  Hochstämme, mind. 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 18-20.  
Als Baumart wird im B-Plangebiet Nr. 43 die Pflanzung von Feldahorn (Acer campestre) oder Hainbuche 
(Carpinus betulus) vorgesehen und im B-Plan Nr. 58 die Feldulme (Ulmus carpinifolia Resista). 
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Abbildung 14: Auszug aus der Planzeichnung 2. Änd. des B-Plans Nr. 43 mit Kennzeichnung der 4 Ersatzpflanzungen (Rot), 
außerhalb des Geltungsbereichs �t im Bereich des B-Plans Nr. 58, Flurstück 11/1 

Hinweise/Empfehlungen gemäß der Technischen Anleitung Luft (TA-Luft) und der 
Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) S-H 

Im Bereich der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche mit der Bezeichnung "Geruchsimmission" 
(PlanZV 15.6) innerhalb des SO 2 wird empfohlen, keine Wohnnutzungen und schutzbedürftigen Räume 
vorzusehen.   
Die notwendigen Lüftungsanlagen aller geplanten Gebäude/baulichen Anlagen in diesem Bereich 
sollten auf der dem betroffenen Bereich abgewandten Seite installiert werden. 

4.2 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Durch das Plangebiet verlaufen bedeutende Hauptversorgungsleitungen, welche nachrichtlich mit 
dessen Schutzbereichen übernommen wurden: 

Richtfunktrasse des Betreibers Ericsson/Deutsche Telekom 

Durch das Plangebiet verläuft eine Richtfunktrasse des Betreibers Ericsson/Deutsche Telekom. Bei 
Gebäudehöhen über 73 m ist beidseitig ein Abstand von 25 m einzuhalten. Dies bedeutet für die 
vorliegende Planung keine Einschränkungen, da sich die Gebäudehöhen weit unter dieser Vorgabe 
befinden. 
 
Gashochdruckleitung DN 100 ST- 70 bar, SH Netz 

Am nördlichen Rand außerhalb des Plangebiets verläuft eine unterirdische Gashochdruckleitung, 
welche mit einem 16,00 m breitem Schutzabstand nachrichtlich übernommen wird. Der südliche 
Schutzbereich befindet sich teilweise im Geltungsbereich und betrifft einen geringen Teilbereich der 
geplanten Stellplatzanlage. 

Hinweise der SHNG Transportnetz Gas Leitungseinweisung GmbH: 

Die Gashochdruckleitung wurde gemäß den Anforderungen der Gashochdruckleitungsverordnung 
(GasHDrLtgV.) erstellt und durch beschränkte persönliche Dienstbarkeiten gesichert. Eine Grund-
dienstbarkeit ist eingetragen. Die Zugänglichkeit zu unseren Versorgungsanlagen muss stets 
gewährleistet werden. 
Der Schutzstreifen dient gemäß der GasHDrLtgV. Der Sicherung des Bestandes und des Betriebes der 
Gashochdruckleitung. 
Verkehrslasten: 
 
�{ Beim Überfahren der Gashochdruckleitung mit Schwerlastfahrzeugen oder -geräten sind 

besondere Vorkehrungen zur Lastverteilung zu treffen. Diese können bestehen aus Bagger-
matratzen, Mineralgemischschüttung, Anlage von befestigten Zuwegungen o.ä., um die 
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Sicherheit unserer Gashochdruckleitung nicht zu gefährden. 

�{ Der Aufbau der Überfahrung ist der SLW 60 zu entnehmen. 

�{ Die Zahl der Überfahrtstellen ist möglichst gering zu halten. 

�{ Bei nicht ausreichend tragfähigem Untergrund ist eine statische Nachberechnung bezüglich der 
Belastung aufzustellen und die Standsicherheit der Rohrleitung nachzuweisen. 

Schutzstreifen und Zugänglichkeit: 

�{ Der Schutzstreifen dient gemäß nach §3 Absatz 2 und 3 der GasHDrLtgV. Der Sicherung des 
Bestandes und Betriebes.  

�{ Im Schutzstreifen müssen jederzeit notwendige Instandhaltungsmaßnahmen uneingeschränkt 
möglich sein.  

�{ Innerhalb des Schutzstreifens sind bauliche Einwirkungen wie das Errichten von Bauwerken, 
das Anpflanzen von Bäumen so-wie sonstige leitungs- bzw. kabelgefährdende Maßnahmen 
nicht zulässig.  

�{ Gatter, Zäune o.ä. sind möglichst außerhalb des Schutzstreifens zu errichten. Sollte dies nicht 
möglich sein, ist eine Abstimmung mit der Schleswig-Holstein Netz AG notwendig. 

�{ Im Fall der Errichtung einer Zaunanlage ist ein Schlüsselkasten im Torbereich zu installieren, der 
durch Mitarbeiter der Schleswig-Holstein Netz AG geöffnet werden kann. In dem 
Schlüsselkasten ist ein Schlüssel zur Torschließung zu hinterlegen, so dass im Bedarfsfall der 
Zugang zur den Versorgungsanlagen innerhalb der Umzäunung jederzeit gegeben ist. 

�{ Eine an den Schutzstreifen grenzende Bebauung muss statisch so aufgestellt sein, dass der 
Schutzstreifen auf voller Breite ca. 2m tief ausgehoben werden kann, und die Bebauung diese 
Arbeiten nicht nachteilig beeinflusst. Von daher ist zwischen Bebauung und Schutzstreifen ein 
4 Meter breiter Sicherheitsstreifen zu berücksichtigen. 

�{ Mögliche Kreuzungen der Hochdruckleitung mit ihren Begleitkabeln haben unterhalb der 
Hochdruckleitung und auf kompletter Schutzstreifenbreite mit einem Mindestabstand von 1 m 
im Schutzrohr zu erfolgen. Das entsprechende Formular zur Dokumentation jeder Querung ist 
diesem Schreiben beigelegt. Das ausgefüllte Formular senden Sie bitte an 
SHNG_Transportnetz_Gas_Leitungseinweisung@sh-netz.com. 

Materiallagerung und Montage: 

�{ Die Lagerung von Material, sowie der Auf- und Abtrag von Boden innerhalb des Schutzstreifens 
ist untersagt  

�{ Der Schutzstreifen ist stets zu wahren und freizuhalten. Montage- und Kranaufstellflächen sind 
außerhalb des Schutzstreifens zu wählen. 

Freespan und Böschungen: 

�{ Die Böschung des Grabens oder der Baugrube im Leitungsbereich ist durch geeignete 
Maßnahmen gegen Ausfließen des Bodens zu sichern. Z.B. durch örtlichen Verbau oder 
Abdeckung. 

�{ Es sind Vorkehrungen gegen Anprall im Freespanbereich zu ergreifen, z. B. durch zusätzliche 
bauseitige Umhüllung der Leitungen. 

�{ Zusatzlasten im Freespanbereich, wie z. B. Eislasten oder Anhängen von Einzellasten aus 
Bautätigkeiten sind auszuschließen. 

�{ Bei der Bauausführung ist die Standsicherheit des Grabens oder der Baugrube örtlich zu prüfen 
und ggf. durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten, z.B. Grabenverbau. 

�{ Die Überdeckung der Gasleitung darf sich durch die Baumaßnahme nicht ändern. Angaben zur 
Verlegetiefe können dem Merkblatt der Leitungsauskunft entnommen werden. 

Beeinflussung durch Fremdleitungen:  

�{ Durch den Vorhabenträger sind Zusatzbeanspruchungen für die Gasleitungen und deren 
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Leitungsumhüllungen, resultierend aus der durch das Erdkabel in der Betriebsphase 
hervorgerufenen Wärmeeinwirkung, sowie Strombeeinflussung anzugeben.  

�{ Es muss nachgewiesen werden, dass die erwartete Temperatur der Umhüllung zugewiesen 
werden kann. 

�{ Bei einer bestehenden Bitumenumhüllung der Leitungen ist diese ggf. in entsprechenden 
Abschnitten durch eine Nachumhüllung auf PE-Basis zu ersetzen. 

Nach Abschluss der Arbeiten sind der Schleswig-Holstein Netz AG Bauunterlagen zu übergeben, aus 
denen folgende Informationen entnehmbar sind: 

�{ Lage der Zaunanlage samt Tor und Position des Schlüsselkastens 
�{ Zufahrten zum Betriebsgelände 
�{ Kontaktdaten des Planers / verantwortlichen vor Ort 
 
Der Vorhabenträger muss sicherstellen, dass die Versorgungsanlagen durch die Baumaßnahme nicht 
nachhaltig beeinflusst werden.  
Im Störungsfall soll sich der Vorhabenträger bitte an die, Tag und Nacht besetzte, Zentrale unter der 
Tel. 04106 �t 648 90 90 wenden. 
 
Weitere Hinweise: 

Sofern der SH Netz AG Kosten durch die Baumaßnahme entstehen, sind diese durch den 
Vorhabenträger bzw. Verursacher zu tragen. 

Es wird gebeten, die SH Netz AG über den Fortgang des Verfahrens, insbesondere über 
Planungsänderungen im Bereich der Versorgungsanlagen zu informieren.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die von Ihnen beauftragten Bauunternehmen spätestens 10 Werktage 
vor Baubeginn die aktuellen Planunterlagen zur Bauausführung über die Homepage der SH Netz 
anfordern. 

Für die Erstellung der Pläne nutzen kann das Online-Portal der SH Netz AG unter folgendem Link:  
http://www.sh-netz.com/Leitungsauskunft genutzt werden. 

Eine Einweisung erfolgt durch Mitarbeiter der zuständigen Netzcenter: 

Netzcenter Fockbek 
Krattredder 24 
24787 Fockbek 
T 04331-6669-9148 
F 04331-6669-9170 

4.3 Verkehrserschließung 

Die Erschließung kann weiterhin über den bestehenden Zufahrtsbereich der Itzehoer Straße (B 77) 
erfolgen. 

Weiterhin wird die Erreichbarkeit im Norden des Plangebiets durch die beiden in der Planzeichnung 
festgesetzten Ein- und Ausfahrtbereiche gewährleistet. 

Diese schließen an die jeweils im Rahmen der Planung für den B-Plan Nr. 58 vorgesehenen 
Überführungen über die ehemalige Barmbek in Form von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten an. 
 
Hinweis von der Stabstelle Baustellenkoordinierung des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr 
Schleswig-Holstein 
 
Damit sich die Anbindung des Bebauungsgebietes an/über das klassifizierte Straßennetz und 
Materialtransporte für die Erschließung des Bebauungsgebietes nicht mit Baumaßnahmen des LBV.SH 

http://www.sh-netz.com/Leitungsauskunft
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über-schneiden, sind die Arbeiten zur Erschließung des Bebauungsgebietes im Vorwege mit der 
Baustellenkoordinierung des LBV-SH abzustimmen. Die Abstimmung mit der Baustellenkoordinierung 
des LBV.SH hat über das Funktionspostfach baustellenkoordinie-rung@lbv-sh.landsh.de zu erfolgen. 
 

Abbildung 15: Auszug aus der Planzeichnung zur 2. Änderung des B-Plans Nr. 43  

 

4.4 Kampfmittel �t Landeskriminalamt SH 

In der Gemeinde Hohenwestedt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von 
Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die zur 
Rede stehende Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf 
Kampfmittel untersuchen zu lassen. 
Die Untersuchung wird auf Antrag durch das 
 
Landeskriminalamt 
Dezernat 33, Sachgebiet 331 
Mühlenweg 166 
24116 Kiel 
 
durchgeführt. 
Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in 
Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen 
werden können. 
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4.5 Archäologische Kulturdenkmale �t Archäologisches Landesamt 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Be-sitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 
oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder 
zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-pflichteten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 
erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
 

4.6 Bodenschutz im Rahmen der Veröffentlichung § 4 (2) BauGB i.V.m. § 13a BauGB 

Im Zuge der Planungen und Baumaßnahmen sind die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 202 BauGB �t 
Schutz des humosen Oberbodens und § 34 Abs. 1 Satz 2, BauGB �t Wahrung der gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse), der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BbodSchV, §§ 6-8) des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BbodSchG u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) einzuhalten. 

Altlasten 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches befinden sich nach heutigem Kenntnisstand (Stand 11/2024) keine 
Altablagerungen. 
Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen werden (z.B. 
Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Bodenschutzbe-
hörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde umgehend zu informieren. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die UBB vor der Bauausführung (süd-westlicher unversiegelter Bereich) 
folgende Unterlagen fordert: 

Aufgrund der Beeinträchtigungen des Bodens im Rahmen der Baumaßnahmen ist die Erstellung eines 
Bodenschutzkonzepts und Bodenmanagementkonzeptes zwingend erforderlich. Es ist detailliert zu 
beschreiben, welcher Boden in welchem Bauabschnitt anfällt bzw. beeinträchtigt wird und wie damit 
konkret umgegangen werden soll (maßgeblicher Grundsatz Verwertung vor Beseitigung, Schutz des 
humosen Oberbodens). Das Konzept ist vor Baubeginn der zuständigen UBB zur Abstimmung 
vorzulegen. 
 
Hinweise: 
Seit dem 01.08.2023 gilt die neue Mantelverordnung mit der neuen Bundesbodenschutz- und 
Altlastenverordnung und der Ersatzbaustoffverordnung (EBV). Das bedeutet, dass die Analytik 
entsprechend von LAGA/DepV auf EBV/DepV umgestellt und der Parameterumfang der neuen 
BbodSchV beachtet werden muss. 

Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bodenmengen gilt: 

Anfallender humoser Oberboden ist gemäß § 6 und § 7 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BbodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe zu 
analysieren und entsprechend zu verwerten. Der übrige Bodenaushub (mineralischer Boden) ist 
zwingend nach den Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 3 zu untersuchen 
und entsprechend den Ergebnissen zu verwerten (vgl. §8 BbodSchV und §§ 14 und 16 EBV). 
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4.7 Geologische Untersuchung (GSB GrundbauINGENIEURE GmbH) 

Für das Plangebiet wurden im Rahmen der Ursprungsplanung und der erfolgten 1. Änderung zum B-
Plan Nr. 43 bereits geologische Untersuchungen erarbeitet. Zudem kann hier die 
Baugrunduntersuchung zum B-Plan Nr. 58 teilweise zu Grunde gelegt werden. 
 
Eine geologische Untersuchung ist notwendig, um die Versickerungsfähigkeit des Bodens zu prüfen und 
eine Erkundung des Baugrunds und eine Baugrundbeurteilung zu erhalten. 
Das Büro GSB GrundbauINGENIEURE GmbH wurde für alle vorgenannten Bauleitplanverfahren 
beauftragt, den Baugrund zu erkunden und eine Baugrundbeurteilung zu erstellen. 

4.7.1 Baugrundgutachten zum B-Plan Nr. 58 

Für diese Baumaßnahme wurde das Büro GSB GrundbauINGENIEURE GmbH beauftragt 
Baugrunduntersuchungen durchzuführen sowie eine Bewertung der Bebaubarkeit sowie Angaben zu 
möglichen Gründungsmaßnahmen für das Teilgebiet 1, welches mit dem südlichen Rand des 
Geltungsbereichs direkt an das Plangebiet der 2. Änderung des B-Plans Nr. 43 angrenzt, zu erstellen. 
 
Baugrund und Versickerungsfähigkeit 

Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurden auf dem Plangebiet 34 Kleinrammbohrungen bis in 
eine Tiefe von max. 6,00 m unter Geländeoberfläche niedergebracht. Für den Änderungsbereich der 2. 
Änderung des B-Plans Nr. 43 möglicherweise relevant sind die Kleinrammbohrungen BS 47 �t 52 (siehe 
rote Markierung in nachfolgender Abbildung). 
 
Grundlegend sind die Baugrundverhältnisse im Gebiet überwiegend durch Mutterböden bzw. 
Mutterboden-Auffüllungen, gefolgt von Geschiebeböden und Sanden gekennzeichnet. 
 
Aufgrund der relativ undurchlässigen Bodenschichten ist eine Versickerung gem. DWA A-138 nicht 
möglich. Lediglich im Bereich der BS 22, 23, 24 und 30 wären lokal Versickerungen möglich. 
 
Es wurde Wasser nur lokal zwischen 2,90 m und 5,88 m angetroffen. Dennoch ist mit Stau-, Schichten-, 
Oberflächen- und Sickwasser, das infolge der sehr geringen Wasserdurchlässigkeit des bindigen Bodens 
unter Umständen örtlich und zeitweilig bis in Höhe des Geländes aufstauen kann, zu rechnen. 
 
Gründungsbeurteilung 

Allgemeine Bebaubarkeit 
Die Oberböden (Mutterböden) sind als Gründungsträger generell ungeeignet. 
Die unterhalb der Oberböden vorhandenen Sande, Geschiebelehme bzw. Geschiebemergel sind sofern 
die bindigen Böden in wenigstens steifer Konsistenz, als Gründungsträger für Flachgründungen 
prinzipiell geeignet. 
Die angetroffenen Sande sind wenig zusammendrückbar und somit für die Bebauung mit üblichen 
Geschossigkeiten/Lasten von Einfamilienhäusern prinzipiell geeignet. 
Generell sind somit Flachgründungen ggf. verbunden mit einem partiellen Kiessandersatz (Austausch 
aufgeweichter Geschiebeböden in ca. 30 �t 50 cm Mächtigkeit) bzw. einer Komplettsanierung der 
weichen Schluff möglich. Grundsätzlich gilt jedoch im Rahmen der vorliegenden allgemeinen 
Bewertung: Die vorgenannte Beurteilung entbindet nicht von der Notwendigkeit der Überprüfung der 
Baugrundverhältnisse im Einzelfall (DIN EN 1997 bzw. 1054) und der danach notwendigen Beurteilung 
der Wechselbeziehung von Baugrund zu Bauwerk. 
 
Verkehrsflächen 
Die Höhenlagen der Straßen liegen annähernd in Geländeoberfläche. Grundsätzlich bestehen nach 
Abtrag der Mutterbodendecke gegen die Flachgründung der Straße keine Bedenken. Es wird die Wahl 
eines mind. 0,6 m mächtigen, frostfreien Oberbau empfohlen.  



30 

�î�X���	�v�����Œ�µ�v�P�������•�����������µ�µ�v�P�•�‰�o���v���•���E�Œ�X���ð�ï���c�^�}�v�����Œ�P�����]���š���Á���•�š�o�]���Z�������Œ���/�š�Ì���Z�}���Œ���^�š�Œ���˜���^���t Begründung                 30 

 
 

 

Ver- und Entsorgungsleitungen 
In einer Höhenlage zwischen 1,0 m und 3,0 m unter Geländeoberfläche liegen die geplanten Leitungen 
in den gut tragfähigen Sanden und Geschiebeböden. Eine Flachgründung kann wie folgt vorgenommen 
werden: 
- Die unterhalb der Oberböden vorhandenen Sande, Geschiebelehme bzw. Geschiebemergel sind, 
sofern die bindigen Böden in wenigstens steifer Konsistenz anstehen, als Gründungsträger für 
Flachgründungen prinzipiell geeignet. 
- Bei Anschnitt aufgeweichter bindiger Böden ist unterhalb der Leitung ein Stabilisierungspolster in einer 
Mächtigkeit von mind. 40 cm (Material Schottertragschicht 0-45/0-36 oder Betonrecycling 0-45/0-36) 
anzuordnen. 
Für die Verlegung der Leitungen sind je nach Höhenlage und Lage der Leitungen 
Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich. Im Bereich der bindigen Böden kann die Wasserhaltung durch 
eine offene Wasserhaltung, d. h. Pumpensumpf und Dränagen erfolgen. 
Die Baugruben können gemäß DIN 4124 bei entsprechenden Platzverhältnissen frei abgeböscht 
�Z���Œ�P���•�š���o�o�š���Á���Œ�����v�X���/�u���^���v�������Œ���]���Z���•�]�v�������‚�•���Z�µ�v�P�•�v���]�P�µ�v�P���v���À�}�v���t���A���ð�ñ�£���µ�v�����]�u���'���•���Z�]���������}�����v���À�}�v��
�t���A���ñ�ì��- 60° (je nach Konsistenz) möglich. 
 

 
Abbildung 16�W���>���P���‰�o���v���c�>���P���������Œ�����}�Z�Œ�‰�Œ�}�(�]�o��� �̂����µ�•�������u����-Plan Nr. 58, Rot gekennzeichnet die Bohrprofile, die für die 2. Änderung 
des B-Plans Nr. 43 möglicherweise relevant sind (Quelle: GSB GrundbauINGENIEURE GmbH) 

 

4.7.2 Baugrundgutachten zum B-Plan Nr. 43 - 2. Erweiterung eines Betriebsgebäudes 

Im August 2022 wurde das Büro GSB GrundbauINGENIEURE GmbH beauftragt 
Baugrunduntersuchungen durchzuführen sowie eine Bewertung der Bebaubarkeit sowie Angaben zu 
möglichen Gründungsmaßnahmen für die 2. Erweiterung eines Betriebsgebäudes auf den Flächen des 
B-Plans Nr. 43 für die Firma LESER zu erarbeiten. 
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Geologische Zusammenfassung 

Bodenschichtung 
Ab Gelände wurden bis max.t= 1,60 m Mutterböden und Sandauffüllungen erbohrt. Darunter stehen 
bis 10,00 m unter Gelände Geschiebemergel und Sande in Wechsellagerung an. Zudem wurde bei BS 3 
Sand-Schluff-Gemenge angetroffen. 
 
Wasserstände 
Es wurde während der Bohrarbeiten Wasser zwischen 1,50 m und 3,60 m Tiefe angetroffen. Dabei 
handelt es sich um Stau-, Schichten- Oberflächen- und Sickerwasser, das sich infolge der sehr geringen 
Wasserdurchlässigkeit des bindigen Bodens u. U. örtlich und zeitweilig bis in Hohe des Geländes 
aufstauen kann. 
 
Gründung 
Das Gebäude kann auf Streifen- und Einzelfundamenten oder einer biegesteifen Stahlbetonplatte unter 
Berücksichtigung der im Baugrundgutachten aus August 2022 in Abs. 7 gemachten Angaben 
flachgegründet werden. 
 

 
Abbildung 17�W�� �>���P���‰�o���v�� �c�>���P���� �����Œ�� ���}�Z�Œ�‰�Œ�}�(�]�o��� �̂� ���µ�•�� �����Œ�� �P���}�o�}�P�]schen Untersuchung aus August 2022 (Quelle: GSB 
GrundbauINGENIEURE GmbH) 
 

4.7.3 Baugrundgutachten zum B-Plan Nr. 43 (Ursprungsbebauungsplan) 

Im Mai 2011 wurde das Büro GSB GrundbauINGENIEURE GmbH zum Ursprungsbebauungsplan Nr. 43 
beauftragt für die Baumaßnahme Baugrunduntersuchungen durchzuführen und eine Bewertung der 
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Bebaubarkeit sowie Angaben zu möglichen Gründungsmaßnahme, insbesondere der Kanal- und 
Straßenbaumaßnahmen zu erstellen. 
 
Geologische Zusammenfassung 

Bodenschichtung 
Die Baugrundverhältnisse sind im Gebiet überwiegend gekennzeichnet durch Mutterböden und 
Auffüllungen gefolgt von Lehm, Mergel, mit vereinzelt zwischengelagerten Sandschichten. 

 
Wasser 
Während der Bohrarbeiten wurden Wasserstände zw. 1,0 m und 4,0 m unter Geländeoberfläche 
eingemessen. Hierbei handelt es sich um von Schichten-, Stau-, und Sickerwasser überlagertes 
Grundwasser. Mit einem lokalen, kurzfristigen Aufstau bis in Geländeoberfläche ist zu rechnen. 

 
Bebaubarkeit 
Flachgründung der Gebäudebebauung, Straßen und Kanalbaumaßnahmen grundsätzlich möglich; 
partielle Sanierung der aufgeweichten Geschiebeböden. Detailbeurteilung der Einzelobjekte wird 
empfohlen. 
Generell ist aufgrund der relativ undurchlässigen Bodenschichten eine Versickerung im Plangebiet nicht 
möglich. 
 

 
Abbildung 18�W�� �>���P���‰�o���v�� �c�>���P���� �����Œ�� ���}�Z�Œ�‰�Œ�}�(�]�o��� �̂� ���µ�•�� �����Œ�� �P���}�o�}�P�]�•���Z���v�� �h�v�š���Œ�•�µ���Z�µ�v�P�� ���µ�•�� �D���]�� �î�ì�í�í�� �~�Y�µ���o�o���W�� �' � �̂���
GrundbauINGENIEURE GmbH) 



33 

�î�X���	�v�����Œ�µ�v�P�������•�����������µ�µ�v�P�•�‰�o���v���•���E�Œ�X���ð�ï���c�^�}�v�����Œ�P�����]���š���Á���•�š�o�]���Z�������Œ���/�š�Ì���Z�}���Œ���^�š�Œ���˜���^���t Begründung                 33 

 
 

 

4.8 A-RW 1 / Wasserhaushaltsbilanz  

Gemäß dem Erlass des Ministeriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (ehemalig Mi-
nisterium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung) ist die zu Beginn des 
�:���Z�Œ���•���î�ì�î�ì�����]�v�P���(�º�Z�Œ�š�����h�v�š���Œ�o���P�����c�t���•�•���Œ�Œ�����Z�š�o�]���Z�������v�(�}�Œ�����Œ�µ�v�P���v���Ì�µ�u���h�u�P���v�P���u�]�š���Z���P���v�Á���•�•���Œ���]�v��
Neubaugebieten in Schleswig-Holstein �t Teil �í�W�� �D���v�P���v�����Á�]�Œ�š�•���Z���(�š�µ�v�P�^�� �µ�u�Ì�µ�•���š�Ì���v�X�� ���]���•���•�� �Z���P���o-
werk ist u. a. für alle Bebauungsplanverfahren anzuwenden. 

Durch die Bebauung von Einzugsgebieten kommt es zur Versiegelung von Flächen und oftmals er-
heblichen Eingriffen in die Gewässermorphologie und Auen. Hinzu kommen Einleitungen von Abflüssen 
und Stoffen aus Anlagen der Siedlungsentwässerung, die das Abflussregime siedlungsnaher Gewässer 
beeinflussen. Diese Eingriffe führen zu Veränderungen in hydrologischen Prozessen und verändern den 
Wasserhauhalt in Bebauungsgebieten. 

Daher wurde die BCS GmbH Rendsburg beauftragt, wasserwirtschaftlich Stellung zur 3. Änderung des 
B-Plans Nr. 43 in der Gemeinde Hohenwestedt zu nehmen und den Nachweis gemäß A-RW 1 zu führen. 

4.8.1 Geplantes Entwässerungskonzept, Zielsetzung 

Das maßgebende Ziel der wasserwirtschaftlichen Stellungnahme ist die Minimierung des Eingriffes in 
den naturnahen Wasserhaushalt und daraus folgend eine Minimierung der Belastung der Vorfluter/ Ge-
wässer durch die Flächenversiegelung. Neben der Reduzierung der Eingriffe in den naturnahen Wasser-
haushalt sollen insbesondere der Erhalt der Verdunstungsleistung im Siedlungsbereich für ein verträg-
liches urbanes Mikroklima und der atmosphärische lokale Wasserhaushalt erhalten bleiben. Der natür-
liche Wasserhaushalt wird durch mehrere Teilprozesse geprägt, die den drei Hauptprozessen Verduns-
tung, Grundwasserneubildung und Abfluss zuzuordnen sind. 

4.8.2 Ermittlung Anteile befestigter und unbefestigter Flächen 

Die Flächenanteile ergeben sich gemäß Entwurf des B-Planes Nr. 43 wie folgt: 
Die vorhandene Bebauung beinhaltet Gewerbeeinheiten mit ca. 1,80 ha und Verkehrsflächen mit ca. 
1,75 ha. Gemäß Bebauungsplan sind für das Sondergebiet 1 eine GRZ von 0,9 und für das Sondergebiet 
2 eine GRZ von 0,8 zulässig.  
Es wurde der aktuelle Bebauungsplan (Stand 06.06.2024) und Vermessung für die Flächenermittlung 
herangezogen. 
Somit ist eine restliche Befestigung von ca. 1,24 ha möglich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.8.3 Maßnahmen zur Bewirtschaftung von Regenwasserabflüssen 

Aufgrund des bestehenden Bodengutachtens ist eine Versickerung nicht möglich. 
Die Bodenverhältnisse sind größtenteils gekennzeichnet mit Mutterböden bzw. Mutterboden-
Auffüllungen, gefolgt von Lehm, Mergel und vereinzelt zwischengelagerten Sandsichten. 
Der Grundwasserstand liegt bei ca. 1,0 bis 5,00 m unter der GOK. 
 
Das anfallende Oberflächenwasser der vorhandenen Bebauung und der Verkehrsflächen werden bereits 
abgeleitet. 
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Aufgrund der vorhandenen Bodenstruktur kann das anfallende Oberflächenwasser für die geplante 
Gewerbeerweiterung nur abgeleitet werden. 
Die Einleitung ist im Zuge der Genehmigungsplanung mit der zuständigen Behörde abzustimmen. 
Im Zuge der Genehmigungsplanung kann eine Einleitbeschränkung der Behörde, zur Vermeidung einer 
größeren Einleitmenge, verlangt werden. 
Die Entwässerung der bestehenden Gebäude wird nicht umgeplant. 
Ein Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert) wurde nicht bemessen, dies ist aufgrund des undurchlässigen 
Bodens auch nicht notwendig. 
Es sollten die restlichen Grünflächen als Überflutungsflächen / Mulden zum Schutz vor Überflutungen 
mit in eine Entwässerungsplanung einfließen. 

4.8.4 Vergleich des Referenzzustandes 

Die folgende Tabelle zeigt die absoluten Abweichungen der abfluss-, versickerungs- und 
verdunstungswirksamen Flächenanteile gegenüber dem natürlichen Wasserhaushalt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

4.8.5 Bewertung Wasserhaushaltsbilanz 

Durch die Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz wird die Intensität des Eingriffes durch die geplante 
Bebauung im Bebauungsgebiet deutlich. Dabei ergeben sich die folgenden drei Fälle und die daraus 
abgeleiteten Überprüfungen für die Regenwasserbewirtschaftung 

- Fall 1: weitgehend natürlicher Wasserhaushalt -> in der Regel keine Überprüfung erforderlich 
- Fall 2: deutliche Schädigung des naturnahen Wasserhaushaltes -> lokale Überprüfung erforderlich 
- Fall 3: extreme Schädigung des naturnahen Wasserhaushaltes -> lokale und regionale 

Überprüfung erforderlich 
 

���µ�•�� �����v�� �À�}�Œ�P���v���v�v�š���v�� �����Á���]���Z�µ�v�P���v�� �•�]�v���� ���o�o���� �<�Œ�]�š���Œ�]���v�� �c�����(�o�µ�•�•���•�^�U�� �c�s���Œ�•�]���l���Œ�µ�v�P�^�� �µ�v����
�c�s���Œ���µ�v�•�š�µ�v�P�^�������u���&���o�o���ï���Ì�µ�Ì�µ�}�Œ���v���v: 
 
Abfluss 

Die Veränderung zwischen Planungs- und Referenzzustand beträgt rd. +60,25 %. 
Die Einordnung damit für den Fall 3. 
 
Versickerung 

Die Veränderung zwischen Planungs- und Referenzzustand beträgt rd. -36,03 %. 
Die Einordnung damit für den Fall 3. 
 
Verdunstung 
Die Veränderung zwischen Planungs- und Referenzzustand beträgt rd. -24,22 %. 
Die Einordnung damit für den Fall 3. 
 
Im Zuge einer einzelnen Betrachtung der möglichen Erweiterung, würde die Berücksichtigung eines 
�'�Œ�º�v�������Z���•�U���o�����]�P�o�]���Z�������•���<�Œ�]�š���Œ�]�µ�u���c�s���Œ���µ�v�•�š�µ�v�P�^���]�v�������v���&���o�o���î���À���Œ�•chieben. 
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Handlungsempfehlungen  
Aufgrund der vorhandenen Bodenverhältnisse wird eine Versickerung nicht möglich sein.  
Die Entwässerungseinrichtungen sollten möglichst oberflächlich, beispielsweise als Transportmulden 
oder ähnliches ausgebildet werden, damit die mögliche Verdunstungsfläche erhöht wird und Volumen 
für den Überflutungsschutz realisiert werden. 
 
Im Folgenden werden mögliche Maßnahmen beispielhaft aufgelistet: 

- Straßenbäume oder Baumrigolen 
- Profilierung der Grünflächen und Schaffung von Wasserflächen (Herstellen einer Transportmulde) 
- Gezielte Pflanzung von verdunstungsfördernden Pflanzen (Röhricht, Binsen) 

 

4.9 Schalltechnische Untersuchung  

Für die Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung wurde das Unternehmen LAIRM CONSULT 
GmbH beauftragt. 

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 43 beabsichtigt die Gemeinde Hohenwestedt, die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung eines Gewerbebetriebes (Fa. LESER GmbH) 
zu schaffen. Die Ausweisung ist als Sondergebiet vorgesehen.  

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurden die Auswirkungen des geplanten Vorhabens 
aufgezeigt und beurteilt.  

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung anhand der 
Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 1�ô�ì�ì�ñ�� �c�^���Z���o�o�•���Z�µ�š�Ì�� �]�u�� �^�š�����š�������µ�^�U�� �Á�}�����]�� �Ì�Á�]�•���Z���v��
gewerblichem Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Andererseits kann sich die Beurteilung des 
Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV 
�~�c�s���Œ�l���Z�Œ�•�o���Œ�u�•���Z�µ�š�Ì�À���Œ�}�Œ���v�µ�v�P�^) orientieren.  

Die Beurteilungspegel im Einwirkungsbereich von gewerblichen Anlagen sind gemäß Abschnitt 7.6 der 
DIN 18005 gemäß TA Lärm in Verbindung mit DIN ISO 9613-2 zu berechnen. 
 
Gewerbelärm  

Eine detaillierte Untersuchung zum Gewerbelärm ist nicht erforderlich, da aufgrund des Ziels der 
Planaufstellung zur Sicherung und Weiterentwicklung des Gewerbestandortes kein 
immissionsschutzrechtlicher Konflikt zu erwarten ist.  
Der überplante Bereich ist bereits im Ursprungsbebauungsplan als Sondergebiet ausgewiesen, 
immissionsschutzrechtlich beschränkt, und wird auch bereits vollständig gewerblich genutzt. Die 
vorhandenen und baurechtlich genehmigten Nutzungen wurden alle schalltechnisch untersucht und 
sind immissionsschutzrechtlich verträglich. Die festgesetzten Emissionskontingente werden in der 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 34 entsprechend übernommen.   

Aufgrund der zulässigen, da genehmigten Nutzung und aufgrund der Lage zu den maßgebenden 
Immissionsorten sind keine neu hinzukommenden immissionsschutzrechtlichen Konflikte zu erwarten. 

Für die städtebauliche Bewertung ist somit festzustellen, dass für die vorhandene und damit auch für 
die künftige Lärmsituation von einer immissionsschutzrechtlichen Verträglichkeit auszugehen ist.  

Verkehrslärm  

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm berechnet. 
Dabei wurden der Straßenverkehrslärm auf den maßgeblichen Straßenabschnitten berücksichtigt. 

Die Verkehrsbelastungen der Bundesstraße B 77 wurden der manuellen Verkehrszählung 2015 der BASt 
entnommen und auf den Prognosehorizont 2035/40 hochgerechnet (Hochrechnungsfaktor: 1,2).   

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der RLS-19.  
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Im vorliegenden Fall ist der B-Plan-induzierte Zusatzverkehr nicht beurteilungsrelevant, da aufgrund der 
bisherigen Nutzung und der vorliegenden Verkehrsbelastung auf den umliegenden Straßenabschnitten 
nicht mit einer erheblichen Zunahme im öffentlichen Straßenverkehr zu rechnen ist.  

Innerhalb des Plangebiets ergeben sich auf den Baugrenzen im straßennahen Bereich der Itzehoer 
Straße (B 77) Beurteilungspegel von bis zu 64 dB(A) tags und 57 dB(A) nachts. Der Orientierungswert für 
Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags wird auf den Baugrenzen eingehalten, der Orientierungswert von 55 
dB(A) nachts wird überwiegend eingehalten. Die für Gewerbegebiete geltenden Immissionsgrenzwerte 
von 69 dB(A) tags und 59 dB(A) nachts werden auf den Baugrenzen eingehalten.  
Aktiver Schallschutz zum Schutz von Gewerbegebieten vor Verkehrslärm ist in der Regel nicht 
angemessen und aufgrund der Einhaltung der für Gewerbegebiete geltenden Immissionsgrenzwerte 
auch nicht erforderlich. 

Gemäß DIN 4109 (Januar 2018) ergeben sich Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz 
der Büronutzungen vor von außen eindringenden Geräuschen. Die Dimensionierung des passiven 
Schallschutzes erfolgt über die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109. Die maßgeblichen 
Außenlärmpegel sind in der Abbildung 1 für schutzbedürftige Räume dargestellt. 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass bei einem maßgeblichen Außenlärmpegel von > 70 dB(A) mit 
erheblichem passivem Schallschutz und damit zusätzlichen Baukosten zu rechnen ist. 
 

 
Abbildung 19: Maßgeblicher Außenlärmpegel für schutzbedürftige Räume 

Empfohlene Festsetzungen 

Schutz vor Gewerbelärm  

Zum Schutz der angrenzenden Wohnbebauung zwischen Leserkamp und Itzehoer Straße außerhalb des 
Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 43 der Gemeinde Hohenwestedt sind bei Erweiterungs- 
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und Neubauvorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplans nur Betriebs- und Anlagenteile zulässig, 
deren Geräuschemissionen die folgenden richtungsbezogenen Emissionskontingente LEK,i,k (bezogen 
auf 1 m2) nicht überschreiten: 
 

 
 
Grundlage der Festsetzungen ist § 1, (4), Satz 1, Ziffer 2 BauNVO (1990) in Verbindung mit  
§ 11, (2) Satz 1 für die SO-Gebiete.  
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt in Anlehnung an DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5. Die 
Immissionsprognosen sind abweichend von der DIN 45691:2006-12 wie folgt durchzuführen: 
 
a. Ableitung der maximal zulässigen Beurteilungsanteile für den jeweiligen Betrieb aus den 
festgesetzten maximal zulässigen Emissionskontingenten mit Hilfe einer Ausbreitungsrechnung nach 
DIN ISO 9613-2 (Berechnung in A-Pegeln, ohne Berücksichtigung der Geländehöhen, der 
Meteorologiekorrektur, weiterer Abschirmungen sowie Reflexionen im Plangeltungsbereich, 
Lärmquellenhöhe 1 m über Gelände);  
 
b. Durchführung einer betriebsbezogenen Lärmimmissionsprognose auf Grundlage der TA Lärm mit 
dem Ziel, die unter a. ermittelten maximal zulässigen Beurteilungspegelanteile für den betrachteten 
Betrieb zu unterschreiten. 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 
Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 
dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze). 

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung die Anforderungen der TA 
Lärm erfüllt werden. 
 
Schutz vor Verkehrslärm  

Zum Schutz der Büronutzungen ist bei Neu-, Um- und Ausbau sowie Nutzungsänderungen im jeweiligen 
Baufreistellungsverfahren oder Baugenehmigungsverfahren der Schallschutz gegen Außenlärm 
(Gegenstand der bautechnischen Nachweise) nach der DIN 4109 Teil 1 und Teil 2 (Ausgabe 01/2018) 
nachzuweisen.   

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines  
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an 
den Schallschutz resultieren. 

4.10 Geruchsimmissionsprognose (LAIRM CONSULT GmbH), 6. Juli 2011 und 29.08.2024 

Für die Durchführung einer Geruchsimmissionsprognose wurde das Unternehmen LAIRM CONSULT 
GmbH beauftragt. Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 43 wurde bereits eine 
Geruchsimmissionsprognose erstellt (LAIRM CONSULT GmbH, 6. Juli 2011), die den Betrieb der 
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Kläranlage berücksichtigte. Die beiden landwirtschaftlichen Betriebe wurden seinerzeit aufgrund ihres 
Abstands zum Plangebiet und damaligen betrieblichen Umfangs nicht explizit mitberücksichtigt. 

Westlich des Geltungsbereichs befindet sich eine Kläranlage. Südwestlich zum Plangeltungsbereich 
liegen zwei landwirtschaftliche Betriebe. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist der Schutz vor 
Geruchsimmissionen sicherzustellen.   

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurde eine detaillierte Geruchsimmissionsprognose unter 
Berücksichtigung der meteorologischen Verhältnisse erstellt. Die Beurteilung der Geruchsimmissionen 
erfolgt auf Grundlage der Technischen Anleitung Luft (TA Luft) und der Geruchsimmissionsrichtlinie 
(GIRL) des Landes Schleswig-Holsteins. 

Die Berechnung der Geruchsstundenhäufigkeiten erfolgte mit dem gemäß GIRL empfohlenen Modell 
AUSTAL unter Berücksichtigung der meteorologischen Verhältnisse. 

Zur Beurteilung der Geruchsimmissionen wurden die Häufigkeiten der Geruchsstunden flächendeckend 
berechnet. 

Unter Berücksichtigung der tierartspezifischen Gewichtungsfaktoren von 0,5 für Rinder- und 
Schafhaltung, Festmist- und Güllelagerung sowie Maissilage, 0,75 für Schweinehaltung und 1,0 für die 
übrigen Immissionen (Grassilage, Abwasser) wurden die belästigungsrelevanten Geruchshäufigkeiten 
IGb bestimmt. 

Die Geruchsimmissionen liegen für den Betrieb Glüsing 36 im gesamten Plangeltungsbereich innerhalb 
der Irrelevanzgrenze von 0,02 und brauchen somit nicht einbezogen werden. Für die Kläranlage ist das 
nur in einem östlichen Abschnitt der Fall. Die Geruchsimmissionen des Betriebs Glüsing Eichengrund 
sind im gesamten Plangeltungsbereich relevant. 
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Abbildung 20: Zusatzbelastung Kläranlage und landwirtschaftlicher Betrieb Glüsing Eichengrund, Geruchsimmissionen IGb mit 
Gewichtungsfaktoren.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die beurteilungsrelevante Gesamtbelastung den für die 
Schutzbedürftigkeit des Plangeltungsbereichs heranzuziehenden Immissionswert von 0,15 (entspricht 
15 % der Jahresstunden) für Gewerbegebiete überwiegend bis auf einen nordwestlichen Bereich 
einhält.   

Der Immissionswert von 0,15 für Gewerbe- und Industriegebiete bezieht sich dabei auf Wohnnutzung 
im Gewerbe- bzw. Industriegebiet (beispielsweise Betriebsinhaber, der auf dem Firmengelände wohnt), 
die entsprechend § 8 und § 9 BauNVO dort ausnahmsweise zulässig ist und nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans ist. Hier kann bei der Beurteilung im Einzelfall für Wohnnutzung ein Immissionswert 
von 0,20 (entspricht 20 % der Jahresstunden) abgewogen werden.  

Ausnahmsweise zulässige Betriebsleiterwohnungen, wären in den Bereichen unterzubringen, wo der 
Immissionsrichtwert für Gewerbegebiete von 0,15 bzw. unter Abwägung ein Immissionswert von 0,20 
eingehalten wird. Eine Wohnnutzung ist aber auch ausnahmsweise nicht vorgesehen.  

Für die im Rahmen der Beurteilung zu berücksichtigenden Beschäftigten eines anderen Betriebes 
können in der Regel höhere Immissionen als der Immissionswert von 0,15 für Gewerbe- und 
Industriegebiete zumutbar sein. Ein Immissionswert von 0,25 (entspricht 25 % der Jahresstunden) sollte 
nicht überschritten werden. Überschreitungen dieses Immissionswertes betreffen nur einen 
nordwestlichen Teilbereich.   

Dies ist bei der Planung von schutzbedürftigen Räumen in diesem Bereich zu berücksichtigen. Der Schutz 
der geplanten schutzbedürftigen Nutzungen vor Belästigungen durch Geruchsimmissionen ist dann 
sichergestellt. 
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In der Planzeichnung wurde die durch die Geruchsimmissionsprognose vorgegebene 25 %- Grenze 
(entspricht 25 % der Jahresstunden) nachrichtlich übernommen. Der Text Teil B enthält Hinweise der 
Geruchsimmissionsprognose für diesen Bereich bezüglich der Lage der Lüftungsanlagen (von hier 
abgewandt) und der an dieser Stelle ausgeschlossen Wohnnutzung, die beachtet werden sollten (siehe 
Kap. 4.1). 

4.11 Artenschutz  

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesnaturschutzgesetzes zu 
berücksichtigen (§§ 44, 45 BNatSchG). Details hierzu sind in Kap. 5 ebenfalls erläutert. 
Die Erfassungsergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung aus 2023 zum B-Plan Nr. 58 können 
laut Gutachter (gutachterliche Stellungnahme, BIOPLAN PARTG vom 03.06.2024)  grundsätzlich für den 
B-Plan Nr. 43, 2. Änd. übernommen werden, da das B-Plangebiet Nr. 43 innerhalb des Untersuchungs-
raumes des B-Plan Nr. 58 liegt. Sowohl für die Brutvögel als auch für die Fledermäuse sind die Daten 
somit übertragbar. Weitere Arten/Artengruppen sind nicht zu betrachten. 
Hier ist, wie oben dargelegt, ein Bauzeitenfenster zu berücksichtigen, um Zugriffsverbote vollständig zu 
vermeiden: 
 

�x Die Arbeiten sind in der Zeit zwischen 01.11. und 28./29.02. außerhalb der 
Fledermausaktivitätszeit durchzuführen und vor der Brutzeit von Vögeln im Februar 
abzuschließen. Sollte das oben genannte Baufenster nicht eingehalten werden und die 
baulichen Tätigkeiten erst im Frühjahr starten, wären Fledermausausflugkontrollen und eine 
Brutvogelbesatzkontrolle notwendig (Umweltbaubegleitung, UBB). 

5 Umweltprüfung im Verfahren § 13 a BauGB 
Für Bebauungspläne der Innenentwicklung, die im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB 
aufgestellt werden, ist keine Umweltprüfung erforderlich. Weiterhin ist ein Teil der Flächen im 
Plangebiet bereits verdichtet bzw. es sind vorhandene bebaute Flächen betroffen, somit sind auch hier 
keine, für eine Umweltprüfung relevanten Festsetzungen und Darstellungen im Bebauungsplan 
vorgesehen.  
 
Die Flächen im Plangebiet werden hier dennoch kurz betrachtet.  
 
Die ursprüngliche Planung zum B-Plan Nr. 43 stammt aus dem Jahre 2012/2013. Hierbei wurden die 
Umweltbelange umfassend betrachtet. In der 1. Änderung des Bebauungsplanes aus dem Jahr 2023 
wurden lediglich die Höhen der baulichen Anlagen klarstellend festgesetzt.  
Mit der 2. Änderung werden die bisherigen Nutzungsgrenzen innerhalb der Flächen des sonstigen 
Sondergebiets im B-Plan 43 verändert. Die dem Ursprungsplan insgesamt zugrunde liegende 
planerische Konzeption wird jedoch nicht verändert. Die Baugrenzen werden innerhalb des sonstigen 
Sondergebietes nach Norden, Westen und Süden erweitert. Im östlichen Bereich werden die GRZ und 
die Gebäudehöhen für eine Nachverdichtung erhöht. Dies betrifft den Innenbereich, insofern ist keine 
erneute Eingriffsbilanz vorgesehen. 
 
Nach Überprüfung des ursprünglichen B-Planes Nr. 43 vom 13.06.2012 ergibt sich hinsichtlich der 
Eingriffs-Ausgleichsbilanz folgendes Bild: 
 
Im ursprünglichen B-Plan wurde für den bereits überbauten Bereich (östlicher Teil) kein 
Ausgleichsbedarf ermittelt. Hier wurde von der bereits vorhandenen Versiegelung ausgegangen 
(Innenbereich). 

�x Nach Überprüfung der heute vorhandenen Versiegelungen im östlichen Teilbereich ergibt sich 
hier bereits ein Versiegelungsgrad von 90% (entspricht einer GRZ von 0,9).  

�x Für den seinerzeit neu überplanten westlichen Teilbereich des B-Plangebietes (Flurstücke 
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13/12, 13/9, 18/2, 19/10, 27/9) wurde ein Kompensationsbedarf ermittelt. Für diesen 
Teilbereich wird die GRZ wie bisher beibehalten. Eine Änderung der Eingriffs-Ausgleichsbilanz 
ist daher nicht vorgesehen. 

 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Von der Umsetzung der Planungen sind zum einen die vorhandenen Gewerbeflächen betroffen sowie 
damit verbunden die bereits genehmigten Eingriffe in bislang landwirtschaftlich genutzte Flächen. Dem 
Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wird mit der geplanten Nachverdichtung 
Rechnung getragen. 
 
Schutzgut Mensch 

Lärm 
Innerhalb des gesamten Plangeltungsbereiches sind im Ursprungsplan Lärmpegelbereiche von III bis V 
festgesetzt, die nicht überschritten werden dürfen. Wohn- und Büronutzungen für ausnahmsweise 
zulässige Betriebsleiterwohnungen bedürfen der Umsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen, da 
durch den Straßenverkehr der B 77 (Itzehoer Straße) ansonsten erhebliche Belastungen zu erwarten 
waren. Im Kap.  
Der entstehende bzw. zu erwartende Verkehr kann weiterhin problemlos über die nordöstliche Zufahrt 
zur B 77 abgewickelt werden. Hinzu kommt mittlerweile zusätzlich die geplante Zufahrt über das B-
Plangebiet Nr. 58 von Norden. 
 
Geruchsimmissionen 
Durch den Betrieb der westlich benachbart liegenden Kläranlage können im westlichen Randbereich des 
Plangebietes Geruchsbelästigungen auftreten, so dass hier entsprechende Nutzungseinschränkungen 
�]�v�v���Œ�Z���o���� �����Œ�� �º�����Œ�����µ�����Œ���v�� �&�o�����Z���v�� �(���•�š�P���•���š�Ì�š�� �Á�µ�Œ�����v�� �~�^�]���Z���� �<���‰�X�� �ð�X�í�� �c�W�o���v�µ�v�P�•�Œ�����Z�š�o�]���Z����
�&���•�š�•���š�Ì�µ�v�P���v�^���µ�v�����<���‰�X���ð�X�ô���c�'���Œ�µ���Z�•�]�u�u�]�•�•�]�}�v���v�^�•�X 
 
Erholungsnutzungen oder -einrichtungen werden durch die Planungen nicht beeinträchtigt.  
Beeinträchtigungen des Schutzguts Mensch sind daher nicht zu erwarten. 
 
Schutzgut Tiere 

Im Artenschutzrechtlichen Fachgutenachten für den B-Plan Nr. 58, das auch das komplette hier 
vorliegende Plangebiet vollständig mit erfasst hat, wurden insgesamt 8 Fledermausarten im Raum nach-
gewiesen (Zwerg-, Mücken-, Rauhaut-, Breiflügel-, Wasser- und Fransenfledermaus sowie Großer 
Abendsegler und Braunes Langohr) sowie insgesamt 21 Vogelarten der Gehölzbrüter unter den 
Vogelarten. Potentiell können noch 20 weitere Vogelarten vorkommen darunter auch Gebäudebrüter.  
 
Fledermäuse 
Im Plangebiet sind hier insbesondere Jagdhabitate von Fledermäusen durch die bereits genehmigten 
Planungen zum B-Plan Nr. 43 betroffen. Eine Bedeutung der vorhandenen Bebauung als potenzielle 
Wochenstuben- sowie als Winterquartier für gebäudebewohnende Fledermäuse wurde vom Gutachter 
ausgeschlossen. Höhlenbäume liegen ebenfalls nicht vor.  
Hier ist laut Gutachter ein spezifische Bauzeitenfenster (siehe unten) für die Bauphase zu 
berücksichtigen, um eine Verletzung der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG auszu-
schließen. 
 
Vögel - Gehölzbrüter 
Neue Eingriffe in die Knicks bezüglich der Gehölzbrüter sind durch die jetzigen Planungen nicht 
vorgesehen. Insofern werden keine bislang nicht berücksichtigten neuen Eingriffe vorbereitet.  
Da es sich um ein Flachdach handelt, wären Möwenbruten o.ä. denkbar. Hier gilt es z.B. das 
Störungsverbot gem. § 44 BNatSchG einzuhalten sowie das Tötungsverbot von z.B. am Gebäude 
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brütenden Vögeln nicht eintreten zu lassen. 
 
Für Brutvögel und Fledermäuse können Zugriffsverbote durch eine spezifische Bauzeitenregelung voll-
ständig vermieden werden: 
 
Die Arbeiten sind in der Zeit zwischen 01.11. und 28./29.02. außerhalb der Fledermausaktivitätszeit 
durchzuführen und vor der Brutzeit von Vögeln im Februar abzuschließen. Sollte das oben genannte 
Baufenster nicht eingehalten werden und die baulichen Tätigkeiten erst im Frühjahr starten, wären 
Fledermausausflugkontrollen und eine Brutvogelbesatzkontrolle notwendig (Umweltbaubegleitung, 
UBB). 
 
Vorsorglich sollten entlang der neuen Gebäude ausreichend Fledermausquartiere angebracht werden. 
 
�x Im gesamten Plangebiet ist zusätzlich eine fledermaus- und insektenfreundliche Warmlicht-

Beleuchtung zu installieren, welche eine Lichtstarke von 2.700 Kelvin nicht übersteigt sowie eine 
Wellenlänge unter 540 nm aufweist. Es wird auf den Leitfaden für die Berücksichtigung von 
Fledermäusen bei Beleuchtungsprojekten (EUROBATS 2019) hingewiesen.  
 

�x Weitere artenschutzrechtlich zu berücksichtigende Artenvorkommen von Säugetierarten 
einschließlich der Haselmaus, von Reptilien, Fischen, Schmetterlingen, Libellen, Käfern und 
Weichtieren sind im Planungsraum aufgrund der Standortansprüche und Verbreitungssituation der 
einzelnen Arten nicht zu erwarten bzw. treten nicht auf.  
 

�x Im benachbarten Raum nachgewiesen wurden Vorkommen der weit verbreiteten und für das 
besondere Artenschutzrecht nicht relevanten Arten Erdkröte, Grasfrosch, Teichfrosch und 
Ringelnatter, Hase, Fuchs, Fasan und Rehwild. Haselmausvorkommen sind im Plangebiet ebenfalls 
unwahrscheinlich.  

 
Schutzgut Pflanze 
Die im Ursprungsplan zur Kompensation vorgesehene Pflanzung von 6 Bäumen innerhalb der Fläche vor 
dem Bestandsgebäude werden durch die neuen Planungen entfallen. Stattdessen ist die Pflanzung 
dieser 6 Bäume an anderer Stelle erforderlich.  
 
Hierfür sind folgende Standorte vorgesehen: 
�{ In der vorhandenen Baumreihe am Nordrand des Plangebietes werden 2 der Bäume in die 

dortige Lücke bzw. an den östlichen Beginn gesetzt. 
�{ Die weiteren 4 Bäume sind im B-Plangebiet Nr. 58 in die dortige Grünfläche am Südrand von 

Teilgebiet 1 im Bereich der geplanten östlichen Überführung zu pflanzen. 

Festzusetzen ist die Pflanzung von Hochstämmen, mind. 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 18-
20. Als Baumart wird im B-Plangebiet Nr. 43 die Pflanzung von Feldahorn (Acer campestre) oder 
Hainbuche (Carpinus betulus) vorgesehen und im B-Plan Nr. 58 die Feldulme (Ulmus carpinifolia 
Resista). 
 
Im Übrigen sind keine weiteren Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen, die über die im Ursprungsplan 
vorgesehenen hinausgehen, vorgesehen. Die Knicks an den Rändern des Gebietes einschließlich der 
Überhälter sind weiterhin als zu erhalten festgesetzt. 
 
Schutzgut Boden 
Durch die geringfügige Verschiebung der Baugrenzen (Baufelder) innerhalb der Sondergebietsflächen 
(SO) nach Norden, Westen und Süden entstehen hier nicht zwangsläufig neue Eingriffe in das Schutzgut 
Boden. Diese sind über die GRZ usw. in der Ursprungsplanung bereits berücksichtigt. 
Die GRZ wird im östlichen Teilbereich und damit in dem im Zusammenhang bebauten Innenbereich für 
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die geplante Nachverdichtung erhöht. Da es sich um den Innenbereich mit bereits bebauten Flächen 
handelt, ist hierfür keine Eingriffsbilanz vorgesehen.  
 
Schutzgut Wasser 
Die Wasserhaushaltsbilanz wird sich bezüglich des potentiell natürlichen Wasserhaushaltes verändern 
gegenüber der Ursprungsplanung. Hierzu ist daher die Wasserhaushaltsbilanz zu überarbeiten, um die 
Veränderungen bezüglich des potentiell natürlichen Wasserhaushaltes zu ermitteln und zu bewerten.  
Aufgrund der Bodenverhältnisse ist eine Versickerung weiterhin nicht möglich. 
Aussagen zur Veränderung des Niederschlagsabflusses sowie die daraus resultierenden Änderungen 
bezüglich der Sammlung über Rückhalteeinrichtungen finden sich im Kap. 4.6. 
 
Schutzgut Klima und Luft 
Veränderungen für die Schutzgüter Luft und Klima durch die Planungen ergeben sich nicht. Hier sind 
weiterhin keine erheblichen Beeinträchtigungen dieser Schutzgüter zu erwarten. 
 
Schutzgut Landschaftsbild/Ortsbild 
Erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Landschafts-/Ortsbild werden durch die Erhaltung der randlichen 
Knicks vermieden. Verluste prägender Großbäume durch die Überplanung sind nicht vorgesehen. 
Die Höhen geplanter Gewerbebauten im östlichen Bereich innerhalb des vorhandenen Siedlungsraumes 
werden sich gegenüber den Bestandsgebäuden um 4 m erhöhen. Im westlichen Teilbereich erfolgt keine 
Änderung gegenüber der 1.Änderung zum B-Plan. Das Gebiet befindet sich in einer Senkenlage entlang 
der ehemaligen Barmbek, insofern werden diese Änderung als nicht erheblich angesehen. 
 
Schutzgut Kulturgüter und Sonstige Sachgüter  
Eingriffe in das Schutzgut Kulturgüter entstehen nach derzeitigem Kenntnisstand nicht. Jedoch sind 
innerhalb des Plangebiets archäologische Funde möglich. 
 
Das Schutzgut sonstige Sachgüter wird durch die jetzige Planung nicht erheblich beeinträchtigt, da 
vorhandene Ver- und Entsorgungsleitungen und -einrichtungen innerhalb des Plangebietes bei 
baulichen Veränderungen berücksichtigt und ggf. umgelegt werden. Bestehende Nutzungsrechte 
bleiben durch diese Bauleitplanung unberührt.   
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6 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung bleibt gemäß Ursprungsbebauungsplan Nr. 43 (s. Bebauungsplan Nr. 43, 
Begründung, Kap. 11) unverändert. 
 
Das Plangebiet wird nach Maßgabe der dem Bebauungsplan Nr. 43 nachgeordneten 
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6.1 Schmutzwasserbeseitigung 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt zentral durch die Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH für die 
Gemeinde Hohenwestedt mit Abgabe des Schmutzwassers an die Sammelleitungen zum Klärwerk. Alle 
Grundstücksteilflächen innerhalb des Plangebietes sind mit Anschluss und Benutzungszwang an die 
zentrale Ortsentwässerung anzuschließen. 

6.2 Frischwasserversorgung 

Das Plangebiet wird an die zentrale Trinkwasserversorgung der Gemeinde Hohenwestedt mit Anschluss- 
und Benutzungszwang für alle Grundstücke angeschlossen. 
Das Wasserversorgungsnetz dient nachrangig zur Löschwasserversorgung soweit die Mengen aus dem 
Netz entnommen werden können. 

6.3 Regenwasserbeseitigung 

Aufgrund der Bodenverhältnisse ist im Rahmen der Bauleitplanung zunächst davon auszugehen, dass 
eine Versickerung des im Plangebiet anfallenden Oberflächenwassers nicht möglich sein wird. (vgl. 
hierzu Baugrunduntersuchung als Anlage zu dieser Begründung).  

Das voraussichtlich als normal verschmutzt einzustufende Oberflächenwasser der Bauflächen und der 
inneren Erschließungsflächen wird in einem internen Leitungssystem gesammelt. Nachdem es eine 
Reinigungsvorrichtung durchlaufen hat, wird das Wasser entweder einer Rückhalteeinrichtung im 
Bereich der geplanten Bauflächen oder dem nordwestlich benachbart liegenden Rückhaltebecken 
zugeführt, bevor es in die Vorflut in Richtung zur Glüsinger Au gedrosselt abfließt. 

Ein landwirtschaftlicher Abfluss von 2,5 l/s wird hier zu Grunde gelegt und die Einleitmenge 
entsprechend gedrosselt werden. 

Die hierzu erforderlich werdenden hydraulischen Nachweise sind auf Grundlage konkreter Bauvorhaben 
durch den Antragsteller gegenüber den beteiligten Fachbehörden nachzuweisen. 

Auf die Einhaltung der wasserrechtlichen Bestimmungen ist für die geplante gewerblichen 
Erweiterungsvorhaben im Rahmen nachgeordneter Erschließungsplanungen und ggf. in den 
nachgeordneten bauaufsichtlichen Verfahren seitens des Trägers des Vorhabens zu achten. 

6.4 Telekommunikation 

Zur fernmeldetechnischen Versorgung des Plangebiets ist die Verlegung zusätzlicher 
Fernmeldeeinrichtungen als kleine unterirdische Maßnahme im Rahmen bestehender Netzstrukturen 
erforderlich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Kommunikationsnetzes sowie zur Koordinierung mit dem Straßenbau 
und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist der Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahme mindestens 3 Monate vor Baubeginn der zuständigen Niederlassung 
schriftlich anzuzeigen. 
 
 




